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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Günther Felbinger, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Dr. Leopold 
Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Ulrike Müller, Alexander Muth-
mann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, 
Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Bundesweiten Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertrei-
bung endlich einführen und Bayerischen Gedenktag aktiv mitge-
stalten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag zu berichten, wie 
der aktuelle Stand bezüglich der Einführung eines bundesweiten Ge-
denktages für die Opfer von Flucht und Vertreibung ist bzw. an wel-
chem Tag dieser ganz konkret stattfinden soll und dafür Sorge zu 
tragen, dass alle Parteien bei der Gestaltung des Bayerischen Ge-
denktages am 14. September 2014 eingebunden werden.  

 

 

Begründung: 

Der Landtag hat mit seinen Beschlüssen am 17. Oktober 2012  
(Drs. 16/14128) und am 2. Juli 2013 (Drs. 16/17572) beschlossen, 
sich dafür einzusetzen, dass ein nationaler Gedenktag möglichst bald 
eingeführt wird. Der Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU/CSU 
vom Dezember 2013 drückt dies auf Seite 113 folgendermaßen aus:   

„Wir halten die mahnende Erinnerung an Flucht und Vertreibung 
durch einen Gedenktag lebendig“.  

Ministerpräsident Horst Seehofer hat auf dem Sudetendeutschen Tag 
2014 auf die Notwendigkeit eines solchen Gedenktags hingewiesen. 
Vor dem Hintergrund, dass der Bundestag bereits am 8. Februar 2011 
diesen Gedenktag einforderte, ist es notwendig, hier endlich Fakten 
zu schaffen und auch darzulegen, welcher konkrete Tag hier als Ge-
denktag fungieren soll. Bezüglich des Bayerischen Gedenktags ist es 
wichtig, dass alle Parteien bei der Vorbereitung bzw. Gestaltung vorab 
eingebunden werden.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/2450 

Bundesweiten Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertrei-
bung endlich einführen und Bayerischen Gedenktag aktiv mitge-
stalten 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Dr. Hans Jürgen Fahn 
Mitberichterstatter: Dr. Gerhard Hopp 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration federführend zuge-
wiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Dringlich-
keitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 18. Sitzung am 10. Juli 2014 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Angelika Weikert 
Stellvertretende Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Ha-
nisch, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Ulrike Mül-
ler, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard 
Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/2450, 17/2641 

Bundesweiten Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertrei-
bung endlich einführen und bayerischen Gedenktag aktiv mitge-
stalten 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag zu berichten, wie 
der aktuelle Stand bezüglich der Einführung eines bundesweiten Ge-
denktages für die Opfer von Flucht und Vertreibung ist bzw. an wel-
chem Tag dieser ganz konkret stattfinden soll und dafür Sorge zu 
tragen, dass alle Fraktionen des Landtags bei der Gestaltung des 
Bayerischen Gedenktags am 14. September 2014 eingebunden wer-
den.  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer
Abg. Dr. Hans Jürgen Fahn
Abg. Dr. Gerhard Hopp
Abg. Volkmar Halbleib
Abg. Christine Kamm
Staatsministerin Emilia Müller



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Zunächst rufe ich die Listennummer 55 der nicht 

einzeln zu beratenden Anträge auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. 

Hans Jürgen Fahn u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Bundesweiten Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertreibung endlich 

einführen und Bayerischen Gedenktag aktiv mitgestalten (Drs. 17/2450) 

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist Herr Kollege Dr. Fahn. Bitte sehr.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Minis­

terpräsident, Herr Präsident, meine Damen und Herren! Gleich vorweg: Wir wollen den 

Antrag in zwei Teile aufgliedern. Der erste Teil, der Berichtsantrag, endet demnach mit 

dem Wort "soll." Den zweiten Teil wollen wir wie folgt ändern: "… und dafür Sorge zu 

tragen, dass alle Fraktionen des Bayerischen Landtags bei der Gestaltung des Bayeri­

schen Gedenktags am 14. September 2014 eingebunden werden." Das sind zwei 

Teile des Antrags. Wir bitten um getrennte Abstimmung.

Meine Damen und Herren, 12 Millionen Deutsche wurden aus den deutschen Ostge­

bieten vertreiben, 2 Millionen kamen um. Um diese Opfer zu würdigen und als Zeichen 

der Anerkennung und der Solidarität haben die FREIEN WÄHLER im April 2013 zwei 

Anträge in den Bayerischen Landtag eingebracht; beide wurden angenommen. Wir 

fordern, dass endlich auch auf Bundesebene ein Gedenktag für die Opfer von Flucht 

und Vertreibung eingeführt wird. Bereits im Februar 2011 hatte der Bundestag einen 

entsprechenden Prüfantrag an die Bundesregierung beschlossen; das Ergebnis war 

negativ. Noch auf dem Sudetendeutschen Tag im Juni 2013 – das ist noch nicht lange 

her – erklärte der damalige CSU-Bundesinnenminister Friedrich, es gebe derzeit keine 

politische Mehrheit für eine derartige Initiative. Das war vor der Wahl.

Dank der Unterstützung der SPD ist in den Koalitionsvertrag doch eine entsprechende 

Formulierung aufgenommen worden. Dort heißt es:
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Wir halten die mahnende Erinnerung an Flucht und Vertreibung durch einen Ge­

denktag lebendig ...

Im Herbst 2014, am 14. September, wird es in Bayern den ersten Gedenktag für die 

Heimatvertriebenen geben. Hessen und Sachsen haben inzwischen nachgezogen und 

begehen wie in Bayern einen solchen Gedenktag. Klar ist auch: Dies kann nur der 

erste Schritt auf dem Weg zu einem bundesdeutschen Gedenktag sein. Darauf warten 

viele Vertriebenenverbände nach wie vor.Was wollen wir mit unserem Antrag? Zum 

einen wollen wir wissen – Berichtsantrag, erster Teil –, an welchem Datum dieser Ge­

denktag stattfindet bzw. wie der allgemeine Sachstand bezüglich der Umsetzung des 

Koalitionsvertrags ist. Wir haben eigentlich auch das Recht zu erfahren, wie die Positi­

on der Bayerischen Staatsregierung hierzu lautet. Es gibt nämlich verschiedene Mög­

lichkeiten für einen solchen Gedenktag. Man könnte den 5. August nehmen; am 

05.08.1950 wurde die Charta der Vertriebenen verabschiedet. Denkbar wäre auch der 

23. August, der Beginn des Zweiten Weltkriegs, oder der 28. Januar, Abschlusstag der 

Potsdamer Konferenz 1945. Dazu hat Professor Manfred Kittel am 26. Mai 2014 im 

Haus des Deutschen Ostens einen sehr guten Vortrag gehalten. Letztendlich wäre es 

sogar hilfreich, wenn ein bayerischer Vorschlag unter Mitwirkung aller Fraktionen im 

Landtag zustande käme. Es gibt dazu verschiedene Positionen, zum Beispiel diejeni­

gen, die diesen Gedenktag als Teil der Vertreibungsgeschichte im europäischen Kon­

text betrachten und sich nicht allein auf Deutschland beziehen wollen. Manche mei­

nen, auch der 20. Juni sei zu diskutieren, der Weltflüchtlingstag. So weit zum ersten 

Teil unseres Berichtsantrags. Wir wollen, dass im Herbst, wenn die Bundesregierung 

konkrete Beschlüsse gefasst hat, auch hier im Bayerischen Landtag darüber berichtet 

wird.

Mit dem zweiten Teil des Antrags wollen wir erreichen, dass bei der Gestaltung des 

Gedenktags am 14. September alle Fraktionen im Bayerischen Landtag eingebunden 

werden; denn jede im Bayerischen Landtag vertretene Partei hat andere Sichtweisen 

und andere Ideen. Beispielsweise haben die FREIEN WÄHLER ein Extrablatt heraus­
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gegeben; die SPD hat einen Parlamentsbrief zum Sudetendeutschen Tag 2014 er­

stellt, der dort auch verteilt wurde.

Wir meinen: Einbindung heißt nicht Fertigstellung eines Programms durch die Staats­

regierung; inzwischen wurde ich nämlich schon eingeladen, ich solle dort hinkommen. 

Einbindung heißt, dass die Fraktionen im Bayerischen Landtag auch schon zu Vorge­

sprächen zur Gestaltung dieses Gedenktags eingeladen werden und auch ihre Vor­

schläge und Sichtweisen einbringen können. Wir meinen, es soll ein Gedenktag für 

alle Fraktionen, für alle Bürger in Bayern werden. Deswegen wäre das gar nicht so 

schlecht.

Herr Ministerpräsident, ich habe im letzten Jahr auf dem Sudetendeutschen Tag mit 

Ihnen darüber gesprochen; da waren Sie dieser Idee gar nicht so abgeneigt. Es gibt 

davon zwar kein Protokoll, aber ich habe Sie eigentlich so verstanden, dass Sie mir 

darin zugestimmt haben, dass alle im Bayerischen Landtag vertretenen Fraktionen 

eingebunden werden sollen.

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Ja, ich bin auch nach wie vor der Meinung! – 

Gegenruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib (SPD))

– Sie sind nach wie vor dieser Meinung, danke schön.

Ich habe gestern ein Schreiben von Ministerin Müller erhalten, in dem zum Beispiel 

darauf hingewiesen wird, dass die Schulen kurz vor dem 14. September aufgefordert 

werden, sich dieses Themas besonders anzunehmen. Pech, dass das in die Ferien­

zeit fällt, meine Damen und Herren. Man könnte das Ganze also noch ein bisschen 

genauer machen und die Vorschläge aller Fraktionen im Bayerischen Landtag mit ein­

beziehen.

Deswegen haben wir neben dem Berichtsantrag dieses zweite Anliegen: Wir wollen, 

dass die Vergangenheit konstruktiv, im Dialog und in gemeinsamer Verantwortung 

aller Fraktionen im Bayerischen Landtag geschultert wird. Nur so kommen wir voran, 
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meine Damen und Herren. Daher dieser zweite Teil des Antrags, über den wir ge­

trennt abstimmen lassen möchten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Herr Kollege Dr. Fahn. – Für die 

CSU-Fraktion spricht jetzt Herr Kollege Dr. Hopp. Bitte sehr.

Dr. Gerhard Hopp (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsi­

dent, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, Hohes Haus, liebe Kolleginnen und Kolle­

gen! Flucht und Vertreibung sind immer mit persönlichen Schicksalen verbunden; das 

sehen wir jeden Tag. Das gilt für die weltpolitischen Brennpunkte, zum Beispiel in Syri­

en, ganz genauso, wie es vor sechs Jahrzehnten für Millionen Deutsche galt, die nach 

dem Zweiten Weltkrieg Opfer von Vertreibung wurden. Nur wenn wir die Geschichte 

und die Erinnerung lebendig halten, können wir daraus für die Zukunft lernen. Nur 

dann können wir daran arbeiten, dass in Europa Flucht und Vertreibung wirklich Ge­

schichte werden.

Man kann sagen: Die CSU stand mit ihrer Landtagsfraktion, mit der Bayerischen 

Staatsregierung und auf allen weiteren politischen Ebenen in den vergangenen Jahr­

zehnten wie keine andere Gruppierung an der Seite der Vertriebenen. Wir nehmen die 

Schirmherrschaft Bayerns über die Sudetendeutsche Volksgruppe nach wie vor ernst. 

Deswegen war es die CSU – das kann man schon sagen –, die bereits seit 2003 auf 

Landes- und auch auf Bundesebene Initiativen für Gedenktage ergriffen hat, von 

denen für die Versöhnung, für den Austausch und auch für die Erinnerung positive Ak­

zente ausgehen sollen. Deswegen haben wir die Unterstützung der Fraktion der FREI­

EN WÄHLER für unsere Anträge in den vergangenen Jahren stets begrüßt und unter­

stützt.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN)
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Daher hat meine Fraktion in den vergangenen Jahren immer wieder auch Ihren Anträ­

gen zugestimmt, obwohl die Zuständigkeit für einen nationalen Gedenktag auf Bun­

desebene liegt.

100 Jahre nach dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs, 25 Jahre nach der Grenzöff­

nung zu Tschechien und 10 Jahre nach der EU-Osterweiterung war es unser Minister­

präsident Horst Seehofer, der in diesen Tagen gemeinsam mit seinem tschechischen 

Amtskollegen die Tür noch ein Stück weiter geöffnet hat. Gerade als Abgeordneter 

aus dem Grenzlandkreis Cham schätze ich es sehr, Geschichte gemeinsam aufzuar­

beiten und auch Unrecht, Flucht und Vertreibung gemeinsam mit Tschechien zu ge­

denken.

Herr Dr. Fahn, in Ihrem Antrag – Sie haben es gerade angesprochen – fordern Sie 

zwei verschiedene Dinge: einen Bericht über den aktuellen Stand zum Gedenktag auf 

Bundesebene und zum anderen die Einbindung aller Parteien – Sie haben es jetzt 

umformuliert: aller Fraktionen – bei der Gestaltung des bayerischen Gedenktags am 

14. September, in weniger als zwei Monaten.

Ich komme zum ersten Punkt. Was den bundesweiten Gedenktag angeht, sind wir 

zwar einmal mehr die falsche Ebene und der falsche Ansprechpartner, aber genau wie 

im Sozialausschuss informiere ich gerne auch jetzt kurz über den aktuellen Stand. 

Man kann sagen, da ist auf Bundesebene einiges in Bewegung. Die Schaffung des 

Gedenktages wurde auch auf Betreiben der CSU im Koalitionsvertrag vereinbart. Der 

vertriebenenpolitische Sprecher der CSU, Stephan Mayer, ist momentan in Abstim­

mungsgesprächen zum Proklamationstext und eben auch zum konkreten Datum, das 

Sie angesprochen haben. Ergebnisse – das hat er mir gestern Abend wieder bestätigt 

– sind bis Ende August, zum zentralen Tag der Heimat zu erwarten. Deswegen wäre 

ein Bericht im Landtag danach eigentlich überholt. Um aber zu verdeutlichen, dass wir 

uns als CSU-Fraktion nach wie vor ganz besonders für das Thema Vertreibung einset­

zen, wollen wir Ihnen entgegenkommen und einem Bericht im Herbst zustimmen, bei 

dem dann über die konkreten Ergebnisse der Verhandlungen berichtet werden kann.

Protokollauszug
23. Plenum, 16.07.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 5



(Volkmar Halbleib (SPD): Im Herbst zustimmen? Oder jetzt zustimmen?)

– Jetzt zustimmen, für einen Bericht im Herbst.

Auf Landesebene sind wir schon einen ganz großen Schritt weiter, deswegen können 

wir heute schon über den 14. September diskutieren. Der Gedenktag findet mit einem 

Festakt in der Bayerischen Staatskanzlei statt, in Abstimmung mit dem Sozialministeri­

um und mit Sozialministerin Emilia Müller, die das auch im Benehmen mit den Vertrie­

benenvertretern vorgeschlagen hat. Selbstverständlich – das hat der Herr Ministerprä­

sident sicherlich auch so gemeint – werden hierzu Vertreter aller Parteien und aller 

Fraktionen eingeladen und eingebunden.

(Volkmar Halbleib (SPD): Aha, eingeladen! Immerhin! Tolle Leistung! Tolle Aner­

kennung – eingeladen werden!)

Die Organisation des Gedenktags liegt richtigerweise bei der Staatskanzlei in Abstim­

mung mit den Vertriebenen - um die es ja eigentlich gehen soll, und um die sollte es 

auch Ihnen gehen - und nicht bei den Parteien. Gerade bei diesem historisch wichti­

gen und sensiblen Thema sollte es eben nicht um Parteien und Fraktionen gehen,

(Volkmar Halbleib (SPD): Nur um die CSU!)

sondern um einen überparteilichen Ansatz, den wir verfolgen und der auch für die 

CSU gelten wird.

Das Thema Flucht und Vertreibung ist so wichtig, dass ein einzelner Gedenktag im 

Übrigen viel zu wenig wäre, Herr Dr. Fahn. Es gibt eine ganze Reihe von weiteren 

Veranstaltungen, sei es im Haus des Deutschen Ostens oder seitens des Kultusminis­

teriums, das auch an die Schulen gehen wird, oder der Landeszentrale für politische 

Bildungsarbeit. Es steht im Übrigen allen Fraktionen offen, selbst Veranstaltungen in 

diesem Bereich anzubieten. Meine Fraktion lehnt diesen Antrag ab, weil er unserer 

Meinung nach die falsche Zielrichtung verfolgt.
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Für Ihre Initiative jedoch, Herr Dr. Fahn, danke ich Ihnen stellvertretend für meine 

Fraktion. Das Thema Flucht und Vertreibung ist und bleibt ganz wichtig, sei es für die 

CSU-Fraktion, sei es für die Bayerische Staatsregierung. Wir werden dem ersten Teil 

des Antrags, dem Berichtsantrag, zustimmen, den zweiten Teil des Antrags werden 

wir ablehnen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Kollege Dr. Hopp. - Für die SPD-

Fraktion hat sich Kollege Halbleib gemeldet. Bitte sehr.

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Dr. Hopp, das, was Sie zu Beginn Ihrer Rede gesagt haben, wäre natürlich wesentlich 

glaubwürdiger, wenn Sie dem Antrag insgesamt zustimmen würden.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Denn wenn wahr ist, dass das Gedenken an das Leiden der Vertriebenen und das 

Widmen dem dieser Geschichte zugrunde liegenden Erbe sozusagen Aufgabe der ge­

samten Gesellschaft sein soll, dann muss auch die Vertretung dieser Gesellschaft, die 

Vertretung des Volkes, eine maßgebliche Rolle bei diesem Gedenktag spielen.

Ich finde es schon sehr bemerkenswert, dass Sie zunächst die große Bedeutung der 

CSU bei diesem Thema herausstellen, um anschließend zu sagen: Eine Beteiligung 

der anderen Parteien kommt nicht infrage, weil das parteipolitische Färbung wäre. Das 

ist Ihr Verständnis einer parteipolitischen Instrumentalisierung. Dem setzen wir den 

Anspruch des Parlaments entgegen; das ist ein Thema für die gesamte Gesellschaft 

und für das gesamte Parlament.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN)

Ich darf zur Orientierung noch Folgendes hinzufügen: Auch die Sozialdemokraten sind 

stolz auf die lange Reihe derjenigen, die sich auch in diesem Hause intensiv diesem 
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Thema gewidmet haben. Ich will an dieser Stelle Wilhelm Hoegner erwähnen, ebenso 

Volkmar Gabert, den früheren Fraktionsvorsitzenden der SPD, und nicht zuletzt Franz 

Maget, die alle ganz maßgeblich dazu beigetragen haben, dass wir das, was wir im 

Zusammenhang mit dem Gedenktag noch diskutieren, bei der "Stiftung Flucht, Vertrei­

bung, Versöhnung" schon erreicht haben. Es geht nämlich um ein Signal, das die Leh­

ren der Geschichte aufnimmt, das in die Zukunft gerichtet ist, Richtung Aussöhnung 

mit unseren süd- und südosteuropäischen Nachbarn.

Das ist die Leistung, die die Sozialdemokratie in diesem Bereich eingebracht hat. Das 

will ich an dieser Stelle einmal deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD)

Der Dringlichkeitsantrag ist aus unserer Sicht in beiden Teilen nicht nur zustimmungs­

fähig, sondern eigentlich auch zustimmungspflichtig, weil er im ersten Teil eine Forde­

rung aufgreift, die auch ich beim diesjährigen Pfingsttreffen der Sudetendeutschen öf­

fentlich erhoben habe, nämlich der positiven Vereinbarung im Koalitionsvertrag nun 

einen konkreten Vorschlag folgen zu lassen.

Kollege Dr. Fahn hat es vorhin schon angesprochen: Im aktuellen Parlamentsbrief fin­

det sich der wirklich sehr lesenswerte Vortrag von Professor Dr. Kittel, der sich genau 

mit dieser Frage auseinandersetzt: "Vertriebenengedenktag: ja, aber wann?" Dieser 

Artikel ist wirklich lesenswert, weil darin viele gute Vorschläge zu einem solchen Ge­

denktag gemacht werden.

Ich möchte noch sagen: Für uns ist wichtig, dass dieser Gedenktag an die bitteren Er­

fahrungen der deutschen Vertriebenen erinnert, ohne die von den Nationalsozialisten 

schuldhaft verantwortete Vorgeschichte und das dadurch verursachte Leid unserer eu­

ropäischen Nachbarn zu relativieren oder gar auszublenden. Darin liegt die Herausfor­

derung dieses Gedenktags. Deswegen ist es wichtig, dass sich das ganze Parlament 

an dieser Herausforderung beteiligt.
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Nicht minder soll dieser Gedenktag auch den vielen Opfern von Flucht und Vertrei­

bung in heutiger Zeit Rechnung tragen. Es geht auch darum, was die Menschheit ge­

lernt hat und worin die heutigen Herausforderungen im Zusammenhang mit dem 

Thema Flucht und Vertreibung liegen, denn leider findet Flucht und Vertreibung gera­

de in unseren Tagen massenhaft statt. Das darf und kann uns nicht kalt lassen, gera­

de bei einem solchen Gedenktag. Wir müssen auch das aktuelle Zeitgeschehen in 

diesem Bereich mit einbeziehen, sonst ist der Gedenktag rückwärts gewandt. Wir wol­

len jedoch einen Gedenktag, der vorwärts gewandt ist.

(Beifall bei der SPD)

Aus diesem Grund spricht auch vieles dafür, dass der Weltflüchtlingstag bei den vielen 

möglichen Tagen eine Rolle spielt. Er ist, glaube ich, ein Tag, der diese beiden An­

sprüche miteinander verbinden könnte. Einiges ist schon auf einem guten Weg, aber 

das Parlament sollte dabei mitgenommen werden.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN)

Wie auch immer, wir sind der festen Überzeugung, dass auch der zweite Teil dieses 

Antrags ein ganz wichtiger Punkt ist. Es ist klar, und ich darf es unterstreichen: Ein sol­

cher Gedenktag macht nur Sinn, wenn er nicht nur ein Gedenktag der Exekutive - also 

der Staatsregierung - ist, sondern wenn er ein Gedenktag des Bayerischen Landtags, 

der gesamten Volksvertretung und der gesamten Gesellschaft wird.

Als Parlamentarier kann ich es, ehrlich gesagt, nicht nachvollziehen, dass man bei 

einem solchen Thema die Beteiligung des Landtags – damit meine ich nicht eine Ein­

ladung, sondern eine aktive Beteiligung des Landtags – ablehnt. Das ist für mich un­

verständlich - vom Parlamentsverständnis her, aber auch vom Verständnis dieses Ge­

denktages her, der gerade ein Gedenktag der gesamten Gesellschaft sein soll.

(Beifall bei der SPD)
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Insofern verstehen wir das Verhalten der CSU nicht. Wir appellieren an Sie, noch ein­

mal darüber nachzudenken und dieses ablehnende Votum in eine Zustimmung umzu­

wandeln, weil alles andere auch in der Bevölkerung nicht nachvollziehbar wäre. - 

Danke schön für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Kollege Halbleib, vielen Dank. Bleiben Sie bitte, 

der Kollege Dr. Hopp hat eine Zwischenbemerkung. Bitte schön.

Dr. Gerhard Hopp (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Kollege Halbleib, ich würde 

gern auf Ihren Redebeitrag Bezug nehmen. Sie haben eine Änderung angesprochen. 

Im Antrag war ursprünglich von "Parteien" die Rede, darauf habe ich mich auch bezo­

gen; jetzt soll es "Fraktionen" heißen. Nach Rücksprache mit den Kollegen haben wir 

eine Entscheidung getroffen. Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass es bei dem 

Thema Flucht und Vertreibung nicht zu einem Parteienstreit kommen soll, sondern wir 

sollten es gemeinsam angehen; denn es handelt sich um ein gesellschaftliches 

Thema. Wenn es in der endgültigen Formulierung bei "Fraktionen" bleibt, dann können 

wir als Fraktion dem Antrag ebenfalls zustimmen.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN)

Volkmar Halbleib (SPD): Ich bedanke mich bei Ihnen, bei der CSU-Fraktion. Das war 

jetzt ein wichtiges Signal. Insofern hat sich diese Plenardebatte gerade für dieses 

Thema besonders gelohnt. Ich glaube, dass es sehr wichtig war, dass dieses Signal 

gekommen ist. Es kommt zwar sehr spät – das darf ich an dieser Stelle bemerken -, 

aber es kommt noch rechtzeitig. Danke schön für diese klare Positionierung jetzt zum 

Schluss!

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN – Kerstin Schreyer-Stäblein 

(CSU): Einfach mal freuen!)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Kollege Halbleib. Die nächste 

Wortmeldung kommt von Frau Kollegin Kamm für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte 

schön.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Dem Berichtsantrag der FREIEN WÄHLER stimmen wir zu. Nicht zu­

stimmen werden wir dagegen der Proklamation zum Bayerischen Gedenktag vom 

Mai 2013, in der ausdrücklich Bezug genommen wird auf die sogenannte "Charta der 

Heimatvertriebenen" vom 05.08.1950.

In dieser Charta wird das Leid der Vertriebenen über das Leid anderer Betroffener ge­

stellt. Wir stellen uns gegen die dort getroffene Relativierung des Holocausts, gegen 

die Relativierung des Unrechts und des vielfachen Mords an Sinti und Roma, gegen 

die Relativierung der Verbrechen an der polnischen und russischen Zivilbevölkerung 

sowie gegen die Relativierung des Leids von zig Millionen Kriegstoten.

Uns ärgert außerordentlich, dass in der Vereinbarung des hessischen und des bayeri­

schen Ministerpräsidenten vom Mai 2013 genau auf diese Charta Bezug genommen 

wird. Wenn wir einen Gedenktag haben wollen, der wirklich zur Versöhnung beiträgt, 

dann dürfen wir uns nicht auf diese Charta beziehen, und da muss dieser Text geän­

dert werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir erkennen das Leid und das furchtbare Drama der über 15 Millionen Heimatvertrie­

benen an. Wir wissen, dass mehr als 450.000 Menschen hierbei zu Tode kamen.Wir 

wissen, dass furchtbare Gräueltaten geschehen sind. Wir stellen uns aber gegen die 

angedachte Relativierung des Leids der anderen in dieser Charta, die im Übrigen 

auch unter Mitwirkung von SA- und SS-Angehörigen und von Beteiligten des ungari­

schen Holocaust entstanden ist. Diese Charta ist kein Versöhnungsdokument. Auf 

einem solchen Dokument können wir keine Völkerverständigung gründen.
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Wir wollen nicht zulassen, dass Schicksal und Leid der Heimatvertriebenen politisch 

instrumentalisiert werden, so wie es in der Vergangenheit oft geschehen ist, was bei­

spielsweise auch meine Mutter stets sehr geärgert hat. Wir meinen, wir müssen auch 

die Einschätzung der Historiker ernst nehmen, die sich in einer gemeinsamen Erklä­

rung mit dieser Charta der Heimatvertriebenen auseinandergesetzt und festgestellt 

haben, dass diese Charta den Wünschen aller Menschen widerspricht, die sich in 

Deutschland wie im Ausland um ein würdiges europäisches Gedenken an Vertreibung 

bemühen. Wir wollen ein aufrichtiges Gedenken und auch ein Gedenken, das der Völ­

kerverständigung dient. Wir wollen auch ein Gedenken, das nach vorne gerichtet ist 

und das dazu beiträgt, dass wir auch die Schicksale und Nöte der Flüchtlinge von 

heute ernst nehmen und wir wissen, was wir ihnen schuldig sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Für die Staatsregierung spricht Frau Staatsminis­

terin Müller. Bitte schön.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der Bericht zum nationalen Gedenktag wird von uns selbstverständlich gegeben, so 

wie das auch Kollege Hopp gesagt hat. Bayern wird den bayernweiten Gedenktag am 

14. September begehen. Der Festakt dazu wird in der Staatskanzlei organisiert. Herr 

Dr. Fahn, Herr Ministerpräsident steht zu seinem Wort. Die Fraktionen werden infor­

miert und eingebunden, wie dies auch der Kollege vorhin schon gesagt hat.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Staatsministerin, ich nehme an, das waren 

Ihre Ausführungen. Jetzt noch eine Zwischenbemerkung vom Kollegen Fahn. Bitte 

schön.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Danke für 

Ihre Erläuterung, Frau Ministerin, und dafür, dass die Einbindung jetzt möglich ist. Ich 
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will nachfragen, wie dies konkret in den Schulen aussehen soll. Die Einbindung der 

Schulen ist schwierig, da jetzt Ferien sind und dann, nach dem 14.09., schon der erste 

Schultag ist.

Insgesamt wollte ich mich dafür bedanken, dass die CSU und vor allem der Minister­

präsident gesagt haben: Okay, die Fraktionen werden eingebunden. Wir finden das 

auch wichtig. Es ist ein Zeichen für ein lebendiges Parlament, dass durch eine Diskus­

sion im Landtag eine Veränderung von vorliegenden Anträgen noch möglich ist. Das 

macht Mut für die Zukunft.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Ich möchte noch ergänzen: Die 

Fraktionen werden daran natürlich beteiligt. Es ist wichtig, die Schulen zu informieren 

und sie auf diesen Tag hinzuweisen, auf Flucht, Vertreibung und Deportation, darauf 

hinzuweisen, welches Unrecht den Menschen in dieser Zeit und in diesem geschichtli­

chen Vorgang passiert ist. Wir wollen auch, dass junge Leute bei diesem Bayerischen 

Gedenktag ganz eng eingebunden werden, da es auch wichtig ist, Geschichte weiter­

zugeben und junge Leute mit dabeizuhaben.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 

schließe ich die Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung.

Der federführende Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

empfiehlt – ursprünglich natürlich – die Ablehnung des Dringlichkeitsantrags. Vonsei­

ten der Antragsteller wurde mittlerweile eine Änderung beantragt. Danach soll der letz­

te Halbsatz des Antrags folgendermaßen formuliert werden: "und dafür Sorge zu tra­

gen, dass alle Fraktionen des Landtags bei der Gestaltung des Bayerischen 

Gedenktages am 14. September 2014 eingebunden werden."

Besteht mit dieser Änderung Einverständnis? – Ich sehe keinen Widerspruch. Dann 

lasse ich so abstimmen. Wer dem Dringlichkeitsantrag in dieser geänderten Fassung 
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zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. 

Gibt es Gegenstimmen? – Ich sehe keine. Enthaltungen? – Auch keine. Damit ist der 

Antrag einstimmig angenommen.

Protokollauszug
23. Plenum, 16.07.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 14


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/2450 vom 26.06.2014
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/2641 des SO vom 10.07.2014
	Beschluss des Plenums 17/2727 vom 16.07.2014
	Plenarprotokoll Nr. 23 vom 16.07.2014

